
Dr. Toeplitz vom 10. bis 19. April 1973 in der Sowjet­
union. Anliegen des Studienaufenthalts war es, die Pra­
xis der sowjetischen Gerichte bei der politisch wirk­
samen Gestaltung der Rechtsprechung in Durchführung 
der Beschlüsse des XXIV. Parteitages der KPdSU sowie 
den Inhalt und die Methoden der Leitung der Recht­
sprechung und der Kontrolle der Gerichte durch das 
Oberste Gericht der UdSSR und die Obersten Gerichte 
der Unionsrepubliken zu studieren.
Im Zusammenhang mit dem Erfahrungsaustausch über 
die Zusammenarbeit der Obersten Gerichte mit der 
Staatsanwaltschaft und den Ministerien der Justiz 
wurde die Delegation vom Generalstaatsanwalt der 
UdSSR, Rudenko, und vom Minister der Justiz der 
UdSSR, Terebilow, empfangen. Der Erörterung von 
Fragen der Zusammenarbeit der Obersten Gerichte mit 
der Wissenschaft dienten Besuche im Institut für sowje­
tische Gesetzgebung und im Institut für das Studium 
der Kriminalitätsursachen.
Die Erfahrungen der Leitung der Rechtsprechung durch 
das Oberste Gericht einer Unionsrepublik, die Arbeit der 
Volksgerichte und die Praxis der Kameradschaftsge­
richte in Betrieben und Kollektivwirtschaften studierte 
die Delegation während eines mehrtägigen Aufenthalts 
in der Moldauischen SSR. Anläßlich eines Empfangs 
durch den 2. Sekretär der Kommunistischen Partei Mol­
dawiens wurde die Delegation über die politische und 
ökonomische Entwicklung dieser Unionsrepublik infor­
miert. Dem intensiven Studium der vorbildlichen Pra­
xis der sowjetischen Gerichte diente auch ein Erfah­
rungsaustausch mit dem Leitungskollektiv des Moskauer 
Gebietsgerichts.
Die Delegation wurde zum Abschluß ihres Studienauf­
enthalts vom Vorsitzenden des Unionssowjets der 
UdSSR, Schitikow, empfangen.
Die Gespräche im Obersten Gericht der UdSSR wurden 
mit der Vereinbarung abgeschlossen, den Erfahrungs­
austausch zu grundsätzlichen und speziellen Fragen der 
Rechtsprechung und ihrer Leitung durch die Obersten 
Gerichte der UdSSR und der DDR kontinuierlich wei­
terzuführen.

*

Auf Einladung der Vereinigung der Juristen der DDR
weilte eine Delegation der Vereinigung Polnischer Ju­
risten unter Leitung des Stellvertretenden Vorsitzenden 
des Hauptvorstandes und Stellvertreters des Ministers 
der Justiz der Volksrepublik Polen, Sköra, vom 2. bis
9. April 1973 zu einem Erfahrungsaustausch in unserer 
Republik.

Die Gäste informierten sich vor allem über die Aufga­
ben und Wirkungsweise der gesellschaftlichen Gerichte. 
Der Vorsitzende des Ausschusses für Strafrecht bei der 
Polnischen Juristen Vereinigung, Dr. Mioduski (Richter 
am Obersten Gerichtshof der Volksrepublik Polen), gab 
einen Überblick über Erfahrungen bei der Anwendung 
des neuen StGB von 1969.
Zum Abschluß der Beratungen Unterzeichneten der Prä­
sident der Vereinigung der Juristen der DDR, Dr. Toep­
litz, und der Stellvertreter des Vorsitzenden des Haupt­
vorstandes der Vereinigung Polnischer Juristen, Sköra, 
eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit für die 
Jahre 1973 bis 1976. Darin ist u. a. festgelegt:
— jährliches Treffen von Vertretern der zentralen Lei­

tungen zur Abstimmung der Arbeitspläne und zur 
Einschätzung, wie diese Vereinbarung realisiert 
wird;

— Austausch von Juristendelegationen;
— Austausch von Materialien und Informationen über 

aktuelle Themen der Rechtstheorie und -praxis;
— wechselseitige Einladung von Vertretern der Orga­

nisationen zu allgemeinen Veranstaltungen und 
Treffen;

— Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen den Be­
zirksorganisationen ;

— Konsultationen über Fragen der internationalen Zu­
sammenarbeit.

*

Am 21. März 1973 fand beim Generalstaatsanwalt der 
DDR die erste zentrale Arbeitstagung mit den Leitern 
der am 1. März 1973 bei den Staatsanwälten der Be­
zirke gebildeten Abteilungen Gesetzlichkeitsaufsicht 
statt. Die Tagung diente der Erläuterung der vom Ge­
neralstaatsanwalt der DDR in der Anweisung Nr. 2/73 
festgelegten Aufgaben zur weiteren Erhöhung der ge­
sellschaftlichen Wirksamkeit der staatsanwaltschaft- 
lichen Gesetzlichkeitsaufsicht.
Das Hauptreferat hielt der Stellvertreter des General­
staatsanwalts der DDR Dr. Harrland. Im Mittelpunkt 
seiner Darlegungen standen Fragen der planmäßigen 
Gestaltung, offensiven Ausübung und qualitativen Ver­
stärkung der Gesetzlichkeitsaufsicht. Der Referent be­
tonte, daß es darauf ankomme, auf diese Weise bewußt 
und zielstrebig einen spezifischen Beitrag zur Erfül­
lung der vom VIII. Parteitag der SED beschlossenen 
Hauptaufgabe zu leisten (vgl. hierzu Harrland in NJ 
1973 S. 251 ff.).

Rechtsprechung

Strafrecht

§17 StPO; §808 BGB; §§15, 16 der VO über das Sta­
tut der volkseigenen Sparkassen der DDR vom 15. März 
1956 (GBl. I S. 281) Ld.F. der 2. VO vom 29. Juli 1963 
(GBl. n S. 567).
1. Zahlt die kontoführende Sparkasse an einen Nicht­
berechtigten aus, so leistet sie, wenn im Kontovertrag 
keine besonderen Sicherheitsvereinbarungen getroffen 
wurden oder der Kontoinhaber den Verlust des Spar­
kassenbuches nicht rechtzeitig gemeldet hat, mit schuld- 
befreiender Wirkung, so daß der Kontoinhaber durch 
die Abbuchung geschädigt wird.
2. Zahlt ein nicht kontoführendes Kreditinstitut unter 
Verletzung seiner Pflichten zur Identitätsprüfung auf 
die Vorlage eines zum Freizügigkeitsverkehr zugelas­
senen Sparkassenbuches an einen Nichtberechtigten 
aus, leistet es nicht schuldbefreiend, so daß das Kre­
ditinstitut durch die Abbuchung geschädigt wird.
OG, Urt. vom 15. Februar 1973 — 2 Zst 1/73.

Die Angeklagte entwendete das ihrem Schwager St. 
gehörende Sparkassenbuch mit einem Guthaben von 
2 600 M. Davon hob sie 400 M bei der kontoführenden 
Sparkasse ab. Den Auszahlungsschein unterschrieb sie 
nicht mit ihrem wirklichen Vornamen.
Das Kreisgericht hat in dieser Sache den Schadenersatz­
antrag des Bürgers St. abgewiesen. Dagegen richtet sich 
der Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts der 
DDR, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht und auch das Bezirksgericht, auf 
dessen Weisung das angefochtene Urteil erging, haben 
die für die Verurteilung zum Schadenersatz maßgeben­
den Rechtsbeziehungen ungenügend geprüft und sind 
deshalb zu einem fehlerhaften Ergebnis gelangt.
Die Instanzgerichte sind zu Unrecht davon ausgegangen, 
daß die Sparkasse durch die Handlung der Angeklag­
ten geschädigt wurde. Ein Sparkassenbuch stellt eine 
Urkunde i. S. von § 808 BGB dar. Danach ist die Spar-
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